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Originalien und Übersichten

In Deutschland waren im Jahr 2006 ins-
gesamt 23.000 Heilpraktiker registriert [1]. 
Heilpraktiker dürfen die Heilkunde ausü-
ben, ohne als Arzt bestallt zu sein. Wäh-
rend die Ausübung der ärztlichen Heil-
kunde eine mehrjährige staatlich gere-
gelte Ausbildung und ein Staatsexamen, 
die Approbation und die Pflichtmitglied-
schaft in einer Ärztekammer mit verbind-
licher Berufsordnung und Berufsgerichts-
barkeit voraussetzt, gilt dies für Heilprakti-
ker nicht. Vor diesem Hintergrund kommt 
dem Öffentlichen Gesundheitsdienst mit 
der gesetzlichen Pflichtaufgabe der Über-
prüfung der Heilpraktiker-Anwärter [2] 
sowie der (im Infektionsschutzgesetz seit 
2001 bundesweit festgeschriebenen) Mög-
lichkeit zur Überprüfung der Praxishygie-
ne [3] besondere Bedeutung zu.

Der Beruf des Heilpraktikers ist ein 
staatlich geregelter, aber staatlich nicht an-
erkannter Beruf – ein im Wesentlichen auf 
Deutschland begrenztes Phänomen, das 
nur vor dem Hintergrund der geschicht-
lichen Entwicklung zu verstehen ist [4].

Entwicklung der Heilkunde 
und des Heilpraktikerwesens

Während die Heilkunde in der Antike weit-
gehend ungeregelt war, wurde die ärztliche 
Ausbildung ab dem Mittelalter staatlich or-
ganisiert; erste Medizinalordnungen regel-
ten Studium, Ausbildung, Prüfung, Tätig-

keit und Bezahlung der Ärzte. Vorstellun-
gen aus der Antike, zum Beispiel humoral-
pathologische Konzepte, wurden zuneh-
mend von einer empirisch-experimentel-
len Medizin abgelöst. Im 18. Jahrhundert 
wurden unter anderem die Pockenimp-
fung, die Hygiene und das Öffentliche Ge-
sundheitswesen entwickelt, im 19. Jahrhun-
dert etablierten sich die Bakteriologie und 
Infektiologie et cetera.

Mit der 1871 im deutschen Reich ein-
geführten Gewerbeordnung (Gewerbe-
ordnung 1871) wurde das Prinzip der Ge-
werbefreiheit auch auf medizinische Be-
rufe ausgedehnt; in § 29 Abs. IV wur-
de ausdrücklich auch nicht approbierten 
Personen die Durchführung von Heil-
behandlungen erlaubt („Kurierfreiheit“). 
Angesichts der Probleme unzureichender 
Qualifikationen zahlreicher „Naturheil-
kundiger“ sowie vor dem Hintergrund be-
rufspolitischer Überlegungen wurde sei-
tens der Ärzteschaft – insbesondere auch 
der „Deutschen Gesellschaft zur Bekämp-
fung des Kurpfuschertums“ – angestrebt, 
die allgemeine Kurierfreiheit wieder abzu-
schaffen. Ein 1909 eingebrachter „Gesetz-
entwurf gegen Missstände im Heilgewer-
be“ scheiterte. Gleichermaßen wurde der 
1930 unternommene Versuch, eine Un-
tersagungsmöglichkeit für die Ausübung 
der Heilkunde ohne Bestallung vorzuse-
hen, „wenn Tatsachen vorliegen, welche 
die Unzuverlässigkeit des Gewerbetrei-

benden in Bezug auf dieses Gewerbe dar-
tun“, nicht angenommen.

Das heißt die Kurierfreiheit Nichtap-
probierter blieb in der Weimarer Repu-
blik erhalten. Allerdings waren hier und 
später durch verschiedene Spezialgesetze 
bestimmte Tätigkeiten ausschließlich 
Ärzten vorbehalten; so die Durchführung 
der Pockenschutzimpfung (Reichsimpf-
gesetz 1874), die Behandlung von Seu-
chen und ansteckenden Erkrankungen 
(Reichsseuchengesetz 1900), die Behand-
lung von Geschlechtskrankheiten (Ge-
schlechtskrankengesetz 1927), die Abga-
be verschreibungspflichtiger Arzneimit-
tel und Betäubungsmittel (nach § 48, 49 
AMG Arzneimittelgesetz [5] beziehungs-
weise nach § 13 Betäubungsmittelgesetz) 
[6], die Ausübung der Geburtshilfe [7], 
die Ausübung der Zahnheilkunde [8].

In der NS-Diktatur wurden 1934 alle 
zuvor bestehenden Heilpraktikerverbän-
de im „Heilpraktikerbund Deutschlands 
Reichsverband e.V.“ zusammengeschlos-
sen und „gleichgeschaltet“. Trotz der ideo-
logischen Nähe zur „Volksmedizin“ setzten 
sich schließlich die Bestrebungen zur Re-
glementierung der Kurierfreiheit durch. 
Das Heilpraktikergesetz von 1939 [2] legte 
fest: § 1 Abs. 1: „Wer die Heilkunde, ohne 
als Arzt bestallt zu sein, ausüben will, be-
darf dazu der Erlaubnis“.... § 1 Abs. 3: „Wer 
die Heilkunde bisher berufsmäßig ausge-
übt hat und weiterhin ausüben will, erhält 
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die Erlaubnis nach Maßgabe der Durch-
führungsbestimmungen; er führt die Be-
zeichnung ‚Heilpraktiker’.“ Da die Erlaub-
nis nur den bisher tätigen Heilpraktikern 
mit Berufserfahrung (mit wenigen defi-
nierten Ausnahmen) zu geben war, kei-
ne neuen Heilpraktiker mehr ausgebildet 
werden durften und die Ausbildungsstät-
ten für Heilpraktiker verboten wurden (§ 4 
Heilpraktikergesetz) sollte das Ziel des Ge-
setzes, die Kurierfreiheit aufzuheben, all-
mählich erreicht werden. Nach der ersten 
Durchführungsverordnung vom 18.2.1939 
[9] war die Erlaubniserteilung darüber 
hinaus an folgende Voraussetzungen ge-
bunden (§ 2, Abs. 1): Alter über 25 Jahre 
(a), deutsche Staatsbürgerschaft (b), deut-
schen oder artsverwandten Blutes (c), min-
destens abgeschlossene Volksschulbildung 
(d), Besitz der bürgerlichen Ehrenrech-
te (e), politische und sittliche Zuverlässig-
keit insbesondere keine strafrechtlichen 
oder sittlichen Verfehlungen (f), körper-
liche und geistige Eignung, Abwesenheit 
von Sucht (g), Angabe, dass die Heilkunde 
nicht neben einem anderen Beruf ausgeübt 
wird (h). Erst mit der Zweiten Durchfüh-
rungsverordnung vom 3.2.1941 [10] wurde 
eine fachliche Bedingung für die Erlaubnis-
erteilung eingefügt. Demnach ist die Er-
laubnis zu versagen, „wenn sich aus einer 
Überprüfung der Kenntnisse und Fähig-
keiten des Antragstellers durch das Ge-
sundheitsamt ergibt, dass die Ausübung 
der Heilkunde durch den Betreffenden ei-
ne Gefahr für die Volksgesundheit bedeu-
ten würde“ (i). – In der 1. Durchführungs-
verordnung zum Heilpraktikergesetz war 
auch die Gründung eines Berufsverbands 
mit Pflichtmitgliedschaft (§ 12) und rechts-
verbindlicher Berufsordnung (§ 14) vorge-
schrieben.

Der Erlaubnisvorbehalt „deutschen 
oder artsverwandten Blutes“ und „po-
litische Zuverlässigkeit“ wurde bereits 
durch die Gesetze des alliierten Kon-
trollrats aufgehoben. Nach Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland galt das 
Heilpraktikergesetz zwar fort, bestimm-
te Punkte wurden aber wegen Unverein-
barkeit mit dem Grundgesetz [11] gestri-
chen, unter anderem das Verbot der Aus-
bildung von Heilpraktikern und der Un-
terhaltung von Ausbildungsstätten [Un-
vereinbarkeit mit Art. 7 Abs. 4 Grundge-
setz (Garantie der Einrichtung von Privat-

schulen), insbesondere aber die Beschrän-
kung der Erteilung der Heilpraktikerer-
laubnis auf Personen, die den Beruf be-
reits im Jahr 1939 ausgeübt hatten (Unver-
einbarkeit mit Art. 12 Grundgesetz Frei-
heit der Berufswahl)]. Der Beruf des Heil-
praktikers wurde mit dem neu gefassten 
Heilpraktikergesetz in der Bundesrepub-
lik fortgeschrieben und gesichert. Gleich-
zeitig wurden die §§ 12 ff zur Gründung 
eines Berufsverbands mit Pflichtmitglied-
schaft und einer rechtsverbindlichen Be-
rufsordnung abgeschafft.

Bei der Überprüfung der Versagenstat-
bestände für die Erlaubniserteilung wur-
den durch höchstrichterliche Rechtspre-
chung folgende Bedingungen mit dem 
Grundrecht vereinbar erklärt: Mindestal-
ter 25 Jahre (§ 2 Abs. 1 a), Mindestvor-
aussetzung Hauptschulabschluss (§ 2 
Abs. 1 d), sittliche Zuverlässigkeit und 
Fehlen strafrechtlicher Verfehlungen (§ 2 
Abs. 1 f), die gesundheitliche Eignung (§ 2 
Abs. 1 g) sowie die „bestandene“ Überprü-
fung durch das Gesundheitsamt, das heißt 
das Fehlen einer Gefahr für die Volksge-
sundheit (§ 2 Abs. 1 i). Weitere fachliche 
Voraussetzungen, insbesondere eine Aus-
bildung mit geregeltem Ausbildungskata-
log und die fachliche Weiterbildung, wer-
den nicht gefordert. Somit kommt im 
heute gültigen Heilpraktikergesetz [2] der 
Überprüfung durch das Gesundheitsamt 
als einzige fachliche Hürde bei der Erlaub-
niserteilung eine zentrale Bedeutung zu.

Aufgaben des Gesundheitsamts

Schon seit dem Mittelalter oblag den Stadt-
ärzten – als Vorläufer des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes – neben der Aufgabe der 
Seuchenbekämpfung (Sanitätsaufsicht) 
auch die Aufsicht über Ärzte, Apotheker, 
Barbiere et cetera (Medizinalaufsicht). Mit 
der Bildung einzelner Berufsgruppenkam-
mern (Ärzte, Apotheker) reduzierte sich 
die Medizinalaufsicht zunehmend auf das 
Führen von Listen zu diesen Berufsgrup-
pen und gegebenenfalls auf das Weiterlei-
ten von Problemen oder Missständen an 
die jeweils zuständige Kammer mit ihrer 
Berufsgerichtsbarkeit. In den 1930er-Jah-
ren wurden die Aufgaben und Zuständig-
keiten der Gesundheitsämter im Gesetz zur 
Vereinheitlichung des Gesundheitswesens 
(GVG) [12] und in seinen drei Durchfüh-

rungsverordnungen einheitlich geregelt. In 
der dritten Durchführungsverordnung [13] 
wurde im Paragraphen zur „Ausübung des 
Heilgewerbes durch Personen ohne staat-
liche Anerkennung“ festgelegt, dass die 
Gesundheitsämter darauf zu achten hät-
ten, dass Personen ohne ärztliche Bestal-
lung nicht in Täuschungsabsicht die Be-
zeichnung Arzt führen, sie die Heilkunde 
nicht im Umherziehen ausüben, sie keine 
Arznei- und Geheimmittel feilbieten, kei-
ne Krankheiten behandeln, deren Behand-
lung gesetzlich den Ärzten vorbehalten ist 
(siehe oben) und nicht öffentlich werben. 
Erst im Zusammenhang mit der zwei-
ten Durchführungsverordnung zum Heil-
praktikergesetz im Jahre 1941 erhielten die 
Gesundheitsämter darüber hinaus die ge-
setzliche Pflicht zur fachlichen Überprü-
fung der Heilpraktikerbewerber zum Aus-
schluss einer Gefahr für die Volksgesund-
heit [10].

Nach Gründung der Bundesrepublik 
galten das GVG und die Durchführungs-
verordnungen – nach Bereinigung von na-
tionalsozialistischen, insbesondere rassehy-
gienischen Bestimmungen – weiter. Diese 
wurden Ende der 1980er-Jahre dann durch 
die Gesundheitsdienstgesetze der einzel-
nen Bundesländer abgelöst [14, 15, 16, 17, 18, 
19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29]. Der-
zeit wird der Begriff „Heilpraktiker“ nur 
in acht Landesgesundheitsdienstgesetzen 
genannt [14, 16, 18, 19, 20, 21, 25, 27], und 
nur in fünf Ländern [14, 16, 19, 20, 21] wird 
dort die Pflicht zur Heilpraktikerüberprü-
fung explizit aufgeführt. Durch grundsätz-
liche Verweise auf andere Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften wird aber auch ohne 
explizite Nennung der Heilpraktikerüber-
prüfung in den Landesgesundheitsdienst-
gesetzen deutlich, dass diese eine gesetz-
liche Pflicht der Gesundheitsämter ist. Da 
diese Überprüfungen in den einzelnen Ge-
sundheitsämtern offensichtlich sehr unter-
schiedlich gehandhabt wurden und detail-
liertere Empfehlungen fehlten [30, 31], ver-
öffentlichte das Bundesgesundheitsminis-
terium Anfang der 1990er-Jahre eine Leit-
linie zur Heilpraktikerüberprüfung. Diese 
wurde inzwischen in vielen Bundesländern 
in die entsprechenden Richtlinien oder 
Verordnungen zur Ausführung des Heil-
praktikergesetzes übernommen [32, 33, 34, 
35, 36, 37, 38, 39, 40, 41, 42]. Dabei weisen 
einige Bundesländer explizit auf den bun-
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Zusammenfassung
Heilpraktiker dürfen in Deutschland die Heil-
kunde ausüben, ohne Arzt zu sein. Im Gegen-
satz zu Ärzten benötigen Heilpraktiker we-
der eine geregelte Ausbildung oder Fort- und 
Weiterbildung noch sind sie zwingend einer 
Kammerordnung unterworfen. Die einzige 
fachliche Voraussetzung vor Erteilung einer 
Heilpraktikererlaubnis ist eine Überprüfung 
durch die Gesundheitsämter. Diese bezieht 
sich nicht auf die genauen Kenntnisse der 
Heilpraktiker-Anwärter, sondern wird aus-
schließlich mit dem Ziel durchgeführt, eine 
Gefahr für die Volksgesundheit auszuschlie-
ßen. Auch wenn Behandlungsfehler oder To-
desfälle bei Heilpraktikern beschrieben sind, 
besteht doch die größte Gefahr in der Ver-
kennung schwerwiegender ärztlich behand-
lungspflichtiger Erkrankungen und somit in 
einer Gefährdung durch Unterlassen. Im vor-
liegenden Beitrag werden die Entwicklung 
des Heilpraktikerwesens in Deutschland und 

die damit verbundenen Pflichten des Öffent-
lichen Gesundheitsdienstes zur Überprüfung 
aufgezeigt, nämlich die Heilpraktikerüber-
prüfung vor Erlaubniserteilung sowie die in-
fektionshygienischen Kontrollen der inva-
siv tätigen Heilpraktiker. Die Ergebnisse der 
345 Heilpraktiker-Überprüfungen in Frankfurt 
und Groß-Gerau im Zeitraum von 2004 bis 
2007 zeigen, dass 53% der Anwärter die be-
liebig oft wiederholbare Überprüfung nicht 
bestehen. Bei den Hygienekontrollen war in 
79% der 109 überprüften Praxen kein Hygi-
eneplan vorhanden, in 49% fehlte ein Reini-
gungs- und Desinfektionsplan, und in 60% 
der Praxen fehlten Händedesinfektionsmit-
telspender am Waschbecken. Dieser und wei-
terer Verbesserungsbedarf wurden von den 
Praxen rasch umgesetzt. Die derzeitigen ge-
setzlich geregelten Überprüfungen der Heil-
praktikeranwärter können keinen ausrei-
chenden Schutz für die Bevölkerung bie-

ten. Angesichts der steigenden Akzeptanz al-
ternativer Heilmethoden durch die Bevölke-
rung und neuerer Gerichtsurteile, nach de-
nen verschiedenen Berufsgruppen die Heil-
praktikererlaubnis ganz ohne oder mit einge-
schränkter Überprüfung zu erteilen ist, soll-
te neu diskutiert werden: 1. wie nicht-ärzt-
liche Professionen und Naturheilverfahren 
gesetzlich geregelt werden sollen, 2. wie ei-
ne sichere und wirksame komplementäre 
und alternative Medizin (CAM) Eingang in die 
Schulmedizin finden kann/soll und 3. wie die 
Bevölkerung vor möglichen unerwünschten 
Interaktionen zwischen CAM und konventio-
neller Medizin geschützt werden kann/soll.

Schlüsselwörter
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 Alternative Methoden · Praxishygiene · 
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Naturopathic practitioners and the public health system. Legal principles as well as 
experience from naturopathic practitioner candidate tests and hygiene inspections 
of naturopathic practitioner’s practices in the Rhine-Main area in 2004–2007

Abstract
In Germany, the naturopathic practitioner, 
the “Heilpraktiker”, is allowed to practice 
medicine, like medically trained physicians. 
The German heilpraktiker, a specific Ger-
man phenomenon embedded in the coun-
try’s history, practices medicine without be-
ing obliged to undertake any medical teach-
ing or training. Anybody 25 years old or older, 
with a secondary school certificate, and free 
of disease can participate in a test, conduct-
ed by the local health authorities to “exclude 
danger to the health of the nation.” In the 
case of failure, this test can be repeated ad li-
bitum. Having passed this test, the heilprak-
tiker is allowed to practice the whole realm 
of medicine, except for gynecology, dentistry, 
prescription of medication, and healing infec-
tious diseases. There is no more state control 
during the heilpraktiker’s working life, except 
in those practices applying invasive methods, 
such as infusions, injections, oxygen therapy, 

and acupuncture. These practices are inspect-
ed by the public health department based on 
the Infection Protection Act. Although several 
cases of fatal errors in treatment are known, 
the greatest risk in the heilpraktiker’s prac-
tice is the omission of proper diagnostics and 
therapies, which is risk by omission. In this 
paper, the history of the heilpraktiker in Ger-
many as well as the task of the Public Health 
Departments in testing the candidates are 
shown. The data of 345 tests from 2004–
2007 in the Rhein-Main area are presented, 
with 53% of the participants failing. Concern-
ing the hygiene control visits, a concept for 
hygiene was lacking in 79% of 109 practic-
es, while in 49% a concept for cleaning and 
disinfection was also missing. In 60% of the 
practices, a dispenser for hand disinfection 
was lacking. Recommended improvements 
were quickly performed in most practices. In 
conclusion, the current legal regulation, i.e., 

testing the candidates only once before prac-
ticing for a lifetime, does not sufficiently pro-
tect the population against danger caused by 
false diagnostics and (invasive) therapy of the 
heilpraktiker. Considering the population’s in-
creasing interest and use of complementa-
ry and alternative medicine (CAM) with a hei-
lpraktiker being frequently consulted, there 
are growing concerns in health services, re-
garding (1) how to regulate CAM professions 
and natural health procedures, (2) how to in-
corporate safe CAM into school medicine, 
and (3) how best to protect the public from 
a wide range of possible CAM–conventional 
medicine interactions.

Keywords
Heilpraktiker · Naturopathic practitioners · 
Public health system · Complementary and 
alternative medicine (CAM) · Hygiene control 
visits
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deseinheitlichen Fragenkatalog zur schrift-
lichen Überprüfung hin [38, 40, 41]. Nur 
in Sachsen-Anhalt soll sich die Überprü-
fung auch auf Fragen zur Naturheilkunde 
erstrecken [41]. In einigen Bundesländern 
erfolgen die Überprüfungen – zur Quali-
tätssicherung und besseren Standardisie-
rung – darüber hinaus nur durch wenige 
ausgewählte Gesundheitsämter (zum Bei-
spiel eines pro Regierungsbezirk) [32, 33, 
34, 35, 39, 40, 42].

In Baden-Württemberg, Bayern, Nor-
drhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen [32, 33, 39, 41, 42] gelten in fol-
genden Fällen geringere Anforderungen 
an die Kenntnisüberprüfung: „Bei antrag-
stellenden Personen, die eine abgeschlos-

sene Ausbildung für den ärztlichen Be-
ruf im Sinne des § 10 Abs. 1 der Bundes-
ärzteordnung oder einen gleichwertig an-
erkannten Abschluss eines ausländischen 
Medizinstudiums nachweisen, ohne zur 
ärztlichen Berufsausbildung zugelassen zu 
sein, erstreckt sich die Kenntnisüberprü-
fung ausschließlich auf die Gebiete nach 
Nummer 4.3.1 („Berufs- und Gesetzeskun-
de, insbesondere rechtliche Grenzen sowie 
Grenzen und Gefahren diagnostischer und 
therapeutischer Methoden bei der nicht-
ärztlichen Ausübung der Heilkunde“); di-
ese Überprüfung erfolgt in einem kolle-
gialen Gespräch. Nur in Bayern [33] müs-
sen die Ämter dabei darauf achten, dass die 
Antragsteller die deutsche Sprache hinrei-

chend beherrschen. Die Erlaubnis zur Aus-
übung der Heilkunde der so Überprüften 
entspricht der für Personen, die nach dem 
üblichen Verfahren geprüft wurden.

Darüber hinaus gibt es in allen Landes-
richtlinien zur Durchführung des Heil-
praktikergesetzes spezielle Regelungen 
für Heilpraktikeranwärter, die sich aus-
schließlich auf dem Gebiet der Psycho-
therapie heilkundig betätigen wollen. Die 
schriftlichen und mündlichen Prüfungen 
sind hier weniger umfassend. Die Erlaub-
nis zur Ausübung der Heilkunde ohne 
Bestallung wird dann auf das Gebiet der 
Psychotherapie eingeschränkt („heilprak-
tischer Psychotherapeut“).

Tab. 1  Heilpraktiker-Anwärter 2004 bis 2007 nach Überprüfungsort, Geschlecht, Altersverteilung, Geburtsort, Schul- und Berufsaus-
bildung, Berufsausübung und Vorbereitung auf die Heilpraktiker-Überprüfung

Geschlecht Alle 2004 2005 2006 2007

n % n % n % n % n %

Alle 345 100 74 100 93 100 89 100 89 100

Frankfurt 263   54   70   70   69  

Groß-Gerau 82   20   23   19   20  

Geschlecht (n=344)

Männer 78 22,6 16 21,6 16 17,2 22 24,7 24 27,0

Frauen 266 77,1 58 78,4 77 82,8 67 75,3 64 71,9

Altersverteilung (n=325)a

Bis 34 Jahre 87 26,8 21 28,4 18 23,7 21 23,9 27 31,0

35–44 Jahre 128 39,4 35 47,3 31 40,8 38 43,2 24 27,6

45 Jahre und mehr 110 33,8 18 24,3 27 35,5 29 33,0 36 41,4

Geburtsort (m=304)a

Frankfurt 72 23,7 13 19,1 21 27,3 19 25,0 19 22,9

Umgebung Frankfurt 62 20,4 17 25 14 18,2 14 18,4 17 20,5

Deutschland 124 40,8 29 42,6 28 36,4 35 46,1 32 38,6

Ausland 46 15,1 9 13,2 14 18,2 8 10,5 15 18,1

Schulabschluss (n=297)a

Hauptschule 32 10,8 11 16,9 11 14,5 5 6,7 5 6,2

Mittlere Reife 79 26,6 16 24,6 24 31,6 16 21,3 23 28,4

Abitur/Fachabitur 186 62,6 38 58,5 41 53,9 54 72,0 53 65,4

Berufsausbildung (n=293)a

Keine abgeschlossene Berufsausbildung 3 1,02 2 3,3 0 0,0 0 0,0 1 1,2

Abgeschlossener Lehrberuf 98 33,5 22 36,1 30 39,5 23 30,7 23 28,4

Abgeschlossener Lehrberuf aus Gesundheitsbereich 91 31,1 20 32,8 23 30,3 23 30,7 25 30,9

Abgeschlossenes Studium 101 34,5 17 27,9 23 30,3 29 38,7 32 39,5

Berufspraxis (n=294)a

Berufspraxis ja 176 59,9 36 58,1 46 60,5 46 61,3 48 59,3

Berufspraxis medizinischer Beruf 118 40,1 26 41,9 30 39,5 29 38,7 33 40,7

Heilpraktiker-Ausbildung (n=280)a

Autodidaktisch/unbekannt 64 22,9 5 8,9 15 21,1 15 20,5 29 36,3

Kurse /tageweise Ausbildung 93 33,2 21 37,5 21 29,6 29 39,7 22 27,5

HP-Schule 1–2 Jahre 75 26,8 15 26,8 23 32,4 15 20,5 22 27,5

HP-Schule >2 Jahre 48 17,1 15 26,8 12 16,9 14 19,2 7 8,8
aNicht bei allen erfassten Fragen standen alle Angaben zur Verfügung. HP Heilpraktiker.
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Tab. 2  Bestehensquote bei den schriftlichen und mündlichen Überprüfungen nach Jahr, Prüfungsort, Geschlecht, Geburtsort, 
 Altersverteilung, Schulabschluss, Berufsausbildung, Berufspraxis und Heilpraktikerausbildung

Bestehensquote Überprüfungen Schriftlich bestanden Mündlich bestanden

n n % n % von schriftlich % von allem

Insgesamt 345 175 50,7 163 93,1 47,2

Jahra

2004 74 38 51,4 36 94,7 48,6

2005 93 39 41,9 37 94,9 39,8

2006 89 60 67,4 57 95,0 64,0

2007 89 38 42,7 33 86,8 37,1

Überprüfungsorta

Frankfurt 263 133 50,6 122 91,7 46,4

Groß-Gerau 82 42 50 41 97,6 50,0

Geschlechtb

Männer 78 30 38,5 30 100,0 38,5

Frauen 266 145 54,5 133 91,7 50,0

Altersverteilungb

Bis 34 Jahre 87 48 55,2 46 95,8 52,9

35–44 Jahre 128 79 61,7 72 91,1 56,3

45 Jahre und mehr 110 41 37,3 38 92,7 34,5

Geburtsorta

Frankfurt 72 39 54,2 37 94,9 51,4

Umgebung Frankfurt 62 34 54,8 32 94,1 51,6

Deutschland 124 76 61,3 71 93,4 57,3

Ausland 46 19 41,3 18 94,7 39,1

Schulabschlussa

Hauptschule 32 10 31,3 10 100,0 31,3

Mittlere Reife 79 37 46,8 35 94,6 44,3

Abitur/Fachabitur 186 120 64,2 112 93,3 60,2

Berufsausbildunga

Keine abgeschlossene Berufsausbildung 36 19 52,8 18 94,7 50,0

Abgeschlossener Lehrberuf 102 55 53,9 53 96,4 52,0

Abgeschlossener Lehrberuf aus Gesundheitsbereich 91 48 52,7 45 93,8 49,5

Abgeschlossenes Studium 65 43 66,2 39 90,7 60,0

Berufspraxisa

Berufspraxis ja 176 94 53,4 88 93,6 50,0

Berufspraxis medizinischer Beruf 118 70 59,3 66 94,3 55,9

Heilpraktiker-Ausbildungb

Autodidaktisch/unbekannt 64 27 42,2 25 92,6 39,1

Kurse /tageweise Ausbildung 93 67 72 62 92,5 66,7

HP-Schule 1–2 Jahre 75 31 41,3 30 96,8 40,0

HP-Schule >2 Jahre 48 33 68,8 31 93,9 64,6
aGruppenunterschiede nicht signifikant; bGruppenunterschiede signifikant.

Ausnahmslos alle Landesgesundheits-
dienstgesetze regeln darüber hinaus die 
Meldepflichten für Berufe des Gesund-
heitswesens. Heilpraktiker sind hier durch 
Verwendung des Begriffs „staatlich gere-
gelte Berufe des Gesundheitswesens“ ein-
geschlossen.

Die meisten Landesgesundheitsdienst-
gesetze enthalten die Pflicht oder Ermäch-
tigung zu Hygienekontrollen auch von 
Heilpraktikerpraxen, immanent durch 

Formulierungen wie „Einrichtungen der 
ambulanten Untersuchung, Behandlung 
und Pflege“ oder „Praxen sonstiger ge-
setzlich geregelter Fachberufe“ oder ver-
gleichbare Wortwahl [14, 16, 18, 19, 21, 23, 
24, 25]. Nur im Gesundheitsdienstgesetz 
Sachsen-Anhalts wird die Hygieneüber-
wachung von Heilpraktiker(praxe)n expli-
zit erwähnt [27], Niedersachsen und Hes-
sen verweisen auf das Infektionsschutzge-
setz (IfSG) [3, 20, 22].

Unabhängig davon gilt das im Jah-
re 2001 in Kraft getretene IfSG [3] für alle 
Gesundheitsämter bundesweit, das heißt: 
„Arzt- und Zahnarztpraxen sowie Praxen 
sonstiger Heilberufe, in denen invasive 
Eingriffe vorgenommen werden … kön-
nen durch das Gesundheitsamt infektions-
hygienisch überwacht werden“ (§ 36 Abs. 2 
IfSG). Der amtliche Kommentar führt hier-
zu aus: „Invasive Maßnahmen sind solche, 
bei denen in den Körper des Patienten ein-
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gedrungen wird. Dazu zählt auch die Ver-
abreichung einer Spritze oder das Setzen 
von Akupunkturnadeln....“ [43]

Nachfolgend sollen die Erfahrungen 
bei der Überprüfung der Heilpraktiker-
anwärter im Zeitraum von 2004 bis 2007 
und bei der infektionshygienischen Über-
wachung der Heilpraktikerpraxen nach 
§ 36 Abs. 2 IfSG seit 2003 in der Rhein-
Main-Region (Gesundheitsamtsbereiche 
Frankfurt und Groß-Gerau) dargestellt 
und diskutiert werden.

Überprüfungen und infektions-
hygienische Überwachung

Material und Methoden

Die Überprüfungen erfolgen in beiden 
Gesundheitsamtbezirken auf Grundla-

ge des Heilpraktikergesetzes [2] sowie 
der Hessischen Richtlinien zur Durch-
führung des Heilpraktikergesetzes in der 
jeweils gültigen Fassung [37] – sowohl 
schriftlich als auch mündlich. Die schrift-
lichen Überprüfungen werden – wie bun-
desweit üblich – am dritten Mittwoch im 
März und am zweiten Mittwoch im Okto-
ber durchgeführt. Die schriftlichen Prü-
fungsfragen werden vom Landratsamt 
Ansbach, Bayern, zur Verfügung gestellt. 
Im Zeitraum von 2004 bis 2007 wurden 
insgesamt 345 Überprüfungen vorgenom-
men, davon 263 in Frankfurt und 82 in 
Groß-Gerau.

Die schriftlichen Prüfungsfragen wur-
den retrospektiv nach den Themen „Allge-
meine Krankheitslehre“, „Krankheitssymp-
tome“, „Psychiatrische Erkrankungen“, 
„Vorgehen bei Notfällen“, „Untersuchungs-

verfahren“, „Deutung grundlegender La-
borwerte“, „Hygiene“ sowie „Berufs- und 
Gesetzeskunde“ kategorisiert. Die Ergeb-
nisse der einzelnen Fragen wurden in einer 
Excel-Tabelle erfasst und der Anteil richtig 
beantworteter Fragen insgesamt, aber auch 
im Hinblick auf die jeweiligen Themenbe-
reiche für die einzelnen Jahre und Orte 
ausgewertet. Aus den Archiven der Ord-
nungsämter wurden persönliche Angaben 
zum Geburtsort und -jahr, Geschlecht, zur 
höchsten abgeschlossenen Schul- und Be-
rufsausbildung beziehungsweise zum Stu-
dium, zur bisherigen Berufserfahrung (ja, 
nein, ja medizinischer Fachberuf) sowie 
zur Art der Vorbereitung auf die Über-
prüfung (autodidaktisch/unbekannt, Kur-
se/tageweise Ausbildung, Heilpraktiker-
schule ein bis zwei Jahre beziehungswei-
se über zwei Jahre) erfasst. Die Auswer-

Tab. 3  Bestehensquoten in Prozent in den einzelnen Themenbereichen – insgesamt sowie nach Schul- und Berufsausbildung sowie 
Überprüfungs-Vorbereitung (Signifikanztests nach Kruskal-Wallis)

  n Krankheiten Anatomie Symptome Psychiatrie Labor Gesetz Notfall Untersuchung Gesamt

X ± sdev 
(Bereich)

X ± sdev 
(Bereich)

X ± sdev 
(Bereich)

X ± sdev 
(Bereich)

X ± sdev 
(Bereich)

X ± sdev 
(Bereich)

X ± sdev 
(Bereich)

X ± sdev  
(Bereich)

X ± sdev 
(Bereich)

Alle 345 71±15
21–100

70±18
11–100

76±21
0–100

75±22
17–100

67±27
0–100

76±37
0–100

76±37
0–100

74±33
0–100

73±13
25–100

Schulabschluss

Hauptschule 32 64±15
29–86

69±19
11–93

70±20
27–100

70±25
25–100

62±23
33–100

68±37
0–100

71±37
0–100

64±31
0–100

67±14
38–92

Mittlere Reife 79 70±13
33–95

69±16
25–100

74±21
25–100

73±23
17–100

64±25
0–100

76±38
0–100

84±29
0–100

76±32
0–100

72±11
38–93

(Fach)Abitur) 186 74±14
26–97

72±17
15–100

81±20
0–100

79±18
25–100

71±27
0–100

81+34
0–100

76±39
0–100

78±33
0–100

76±12
37–95

Differenz   sign. n.s. sign. n.s. sign. n.s. n.s. sign. sign.

Berufsausbildung

Keine ab-
geschlossen

36 59±3
57–62

54±14
38–63

83±16
44–100

75±0
75–75

89±19
67–100

58±33
0–100

67±33
33–100

58±52
0–100

66±3
63–70

Abgeschlossener 
 Lehrberuf

98 70±15
26–96

70±17
11–100

75±22
0–100

75±23
17–100

62±26
0–100

74±38
0–100

80±35
0–100

77±31
0–100

72±13
37–93

Abgeschlos-
sener Lehrberuf 
 medizinisch

91 73±14
33–96

71±15
39–100

78±20
25–100

75±20
17–100

68±25
0–100

77±37
0–100

81±34
0–100

73±34
0–100

74±12
38–93

Abgeschlossenes 
Studium

101 74±14
36–97

72±19
15–100

81±20
25–100

80±19
25–100

73±27
0–100

85±30
0–100

73±41
0–100

78–33
0–100

76±13
38–95

Differenz   n.s. n.s. n.s. n.s. sign. n.s. n.s. n.s. n.s.

Heilpraktikerausbildung

Autodidakt/ 
unbekannt

64 69±16
29–94

67±19
31–100

69±24
25–100

71±23
17–100

64±27
0–100

72±42
0–100

77±41
0–100

76±36
0–100

70±14
38–95

Kurse/Tage 93 76±14
33–97

73±15
33–100

84±16
25–100

80±19
17–100

72±26
0–100

83±34
0–100

79±36
0–100

77±33
0–100

77±11
38–95

HP Schule  
1–2 Jahre

75 68±14
26–95

69±19
11–100

74±23
0–100

73±21
25–100

66±24
33–100

75±35
0–100

75±39
0–100

71±33
0–100

71±13
37–93

HP Schule  
>2 Jahre

48 77±12
52–96

74±15
38–100

85±15
50–100

81±19
17–100

69±28
0–100

82±32
0–100

82±32
0–100

81±27
0–100

78±9
53–95

Differenz   sign. n.s. sign. sign.. n.s. n.s. n.s. n.s. sign.
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tung erfolgte mit dem SPSS-Statistikpro-
gramm Version 11. Erfasst wurden die Be-
stehensquote insgesamt und in einzelnen 
Themenbereichen mögliche Unterschiede 
zwischen einzelnen Orten, nach Alter, Ge-
schlecht und Vorbildung der Heilprakti-
keranwärter sowie Unterschiede zwischen 
den Jahren von 2004 bis 2007. Dabei wur-
den nichtparametrische Testverfahren an-
gewandt sowie Mann-Whitney-Test zum 
Vergleich zweier unverbundener Gruppen 
und Kruskal-Wallis-Test zum Vergleich 
mehrerer unverbundener Gruppen.

Die infektionshygienische Überprü-
fung der Heilpraktikerpraxen nach § 36 
Abs. 2 IfSG erfolgte in beiden Gesund-
heitsamtsbezirken mittels identischer 
Checkliste. In beiden Regionen wurden 
zunächst alle Heilpraktiker schriftlich 
nach den von ihnen angewandten Metho-
den befragt. In Frankfurt am Main wur-
den im Jahre 2003 alle zu diesem Zeit-
punkt invasiv tätigen Heilpraktikerpraxen 
begangen (n=76) [58]. Ab 2004 wurden al-
le neuen Heilpraktiker, die im Rahmen ih-
rer Meldung angaben, invasive Methoden 
durchzuführen (bis 2007 n=8), zeitnah 
überprüft. In Groß-Gerau wurden im Jah-
re 2007 alle invasiv tätigen Heilpraktiker-
praxen überprüft (n=25). Die Ergebnisse 
wurden als Prozentangaben bezogen auf 
alle überprüften Praxen ausgewertet und 
deskriptiv beschrieben; angesichts der ge-
ringen Fallzahl wurde auf weitergehende 
Auswertungen (Vergleich der Ergebnisse 
in den unterschiedlichen Orten oder Ana-
lyse des zeitlichen Trends) verzichtet.

Ergebnisse

Insgesamt wurden zwischen 2004 und 
2007 345 Überprüfungen vorgenommen, 
263 davon in Frankfurt und 82 in Groß-
Gerau. Die Zahl an jährlichen Überprü-
fungen war – außer in Frankfurt im Jah-
re 2004 (mit einer im Vergleich gerin-
gen Anzahl) – konstant (Frankfurt zirka 
70 Überprüfungen und Groß-Gerau zirka 
20 Überprüfungen pro Jahr).

. Tab. 1 fasst die Angaben zu den 
überprüften Personen zusammen: Etwa 
drei Viertel der Überprüften waren Frau-
en, ein Viertel Männer. Die Zahl der Män-
ner scheint aber über die Jahre leicht zu-
zunehmen (nicht signifikant). Das mittlere 
Alter der Antragsteller lag bei 40,7±9,2 Jah-

re, mit einem Maximalwert von 78 Jahren 
– ohne signifikante Tendenz über die Zeit. 
Etwa jeder zehnte Antragsteller besaß nur 
einen Hauptschulabschluss, mehr als ein 
Viertel die mittlere Reife und 62% hatten 
Abitur oder Fachabitur. Über die Jahre war 
eine leichte Tendenz zu höheren Schulab-
schlüssen zu verzeichnen (signifikant nur 
im Vergleich 2004/2007 und 2005/2007; 
Mann-Whitney-Test). Je etwa ein Drit-
tel der Bewerber wiesen einen abgeschlos-
senen Lehrberuf, einen abgeschlossenen 
Lehrberuf aus dem Gesundheitsbereich 
(zum Beispiel Krankenpflege, medizi-
nisch-technische Angestellte) oder ein ab-
geschlossenes Studium (zum Beispiel Bio-
logie, Betriebswirtschaft, Diplom-Ingeni-
eur) auf. Nur 1% der Bewerber hatte keine 

abgeschlossene Berufsausbildung. Alle Be-
werber verfügten über Berufspraxis, 40% 
von ihnen aus dem medizinischen Bereich. 
23% der Heilpraktikeranwärter hatten sich 
autodidaktisch auf die Prüfung vorbereitet 
beziehungsweise keine Angaben zur Prü-
fungsvorbereitung gemacht. Ein Drittel der 
Antragsteller hatte an Kursen beziehungs-
weise tageweisen Ausbildungsabschnitten 
teilgenommen. Etwa ein Viertel hatte eine 
Heilpraktikerschule für ein bis zwei Jahre 
besucht, nur 17% besuchten die Heilprakti-
kerschulen länger als zwei Jahre – Letzteres 
mit abnehmender Tendenz über die Jahre 
(signifikant 2004 und 2005 versus 2007; 
Mann-Whitney-Test).

. Tab. 2 zeigt die Ergebnisse der Heil-
praktikerüberprüfungen für die Jahre von 

Tab. 4  Ergebnisse der infektionshygienischen Begehungen von Praxen, die invasive 
Methoden durchführen – insgesamt und in Frankfurt und Groß-Gerau im Vergleich

  Alle Frankfurt Groß-Gerau

n % n % n %

Alle Praxen mit invasiven Methoden 109   84   25  

Schriftliche Befragung

Hygieneplan vorhanden 23 21,1 11 13,1 12 48

RD-Plan vorhanden 56 51,4 42 50 14 56

Durchgeführte invasive Methoden

Akupunktur/Injektionen 103 94,5 79 94 24 96

Infusionen 35 32,1 22 26,2 13 52

Eigenbluttherapie 40 36,7 29 34,5 11 44

Ozontherapie/Oxygenierungstherapie 15 13,8 12 14,3 3 12

Aderlass 6 5,5 4 4,8 2 8

Baunscheidtieren 17 15,9 9 10,7 8 32

Schröpfen, unblutig 37 33,9 30 35,7 7 28

Kolon-Hydrotherapie 6 5,5 6 7,1 0 0

Praxis-Begehung

Sanitärräume getrennt Patienten/Personal 57 52,8 42 50,6 15 60

Waschbecken im Behandlungsraum 49 45,4 38 45,8 11 44

Waschbecken in der Nähe 104 96,3 81 97,6 23 92

Waschbecken nach BGR 250 39 35,8 28 33,3 11 44

Seifenspender 99 90,8 76 90,5 23 92

Einweghandtücher/Handtuchspender 89 81,7 72 85,7 17 68

Desinfektionsmittelspender 43 39,4 30 35,7 13 52

Händedesinfektionsmittel gelistet 100 91,7 78 92,9 22 88

Händedesinfektionsmittel Originalgebinde 90 82,6 69 82,1 21 84

Hautdesinfektionsmittel gelistet 97 92,4 76 95 21 84

Hautdesinfektionsmittel Originalgebinde 87 82,9 67 83,8 20 80

Flächendesinfektionsmittel gelistet 92 86,8 70 86,4 22 88

Flächendesinfektion im Wischverfahren 63 58,3 48 57,8 15 60

Wechselmoppsystem 59 61,5 41 57,7 18 72

Einwegauflagen für Liege 91 85 69 84,1 22 88

Lagerung von Medizinprodukten geschützt 87 82,1 63 77,8 24 96

Latexhandschuhe gepudert 28 26,7 17 21,3 11 44

Sichere Kanülenentsorgung 102 97,1 78 97,5 24 96
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2004 bis 2007 zusammengefasst. Es wurden 
insgesamt 50,7% der schriftlichen und 47% 
der gesamten Überprüfungen (schriftlich 
und mündlich) bestanden. Haupthürde war 
die schriftliche Überprüfung, denn 93% der 
Anwärter, die nach bestandenem schrift-
lichem Teil zur mündlichen Überprüfung 
zugelassen wurden, absolvierten auch den 
mündlichen Teil erfolgreich. Es zeigten 
sich Unterschiede zwischen den Jahren, 
aber keine eindeutige Tendenz. Männer, 
über 45-jährige Personen und im Ausland 
Geborene schnitten schlechter ab als Frau-
en, Jüngere und in Deutschland Geborene 
(Erfolg <40% versus >50%) (signifikant nur 
für Alter, Geschlecht). Die Ergebnisse wa-
ren mit zunehmender Schulbildung signi-
fikant besser (Erfolgsrate bei Hauptschul-
abschluss: 31%, bei mittlerer Reife: 44%, bei 
Abitur/Fachabitur: 60%; signifikant Krus-
kal-Wallis-Test). Personen mit abgeschlos-
sener Berufsausbildung aus dem medizi-
nischen Bereich waren nicht häufiger er-
folgreich als solche ohne oder mit anderer 
Berufsausbildung; auch war eine Berufser-
fahrung im medizinischen Bereich nicht 
mit höheren Erfolgsraten verbunden. Le-
diglich Personen mit abgeschlossenem Stu-
dium bestanden die Überprüfung mit 60% 
signifikant häufiger als Personen ohne Stu-
dium. Personen, die sich in Kursen oder 
durch den Besuch einer Heilpraktikerschu-
le auf die Überprüfung vorbereitet hatten, 
waren erfolgreicher als solche, die sich au-
todidaktisch oder während weniger als zwei 
Jahre Heilpraktikerschule vorbereitet hatten 
(zirka 60 versus 40%) (Unterschied signi-
fikant, Kruskal-Wallis-Test). Dies ist damit 
zu erklären, dass sich Personen mit höherer 
Schulbildung (mittlere Reife oder Abitur) 
häufiger autodidaktisch oder in Wochen-
endkursen auf die Überprüfung vorberei-
teten, während Heilpraktikerschulen für ein 
bis zwei Jahre zumeist von Hauptschülern 
(62% der Überprüften mit Hauptschulab-
schluss) besucht wurden.

In den acht schriftlichen Überprü-
fungen zwischen 2004 und 2007 verteilten 
sich die jeweils 60 Fragen wie folgt auf die 
einzelnen Themenbereiche: Krankheiten: 
neun bis 32 Fragen, Anatomie: neun bis 
15 Fragen, Symptome: vier bis 15 Fragen, 
Psychiatrie: vier bis acht Fragen, Unter-
suchungsmethoden: ein bis neun Fragen, 
Labor: null bis fünf Fragen, Therapie: null 
bis vier Fragen, Gesetz: null bis drei Fra-

gen, Hygiene: null bis eine Frage. Wäh-
rend nur in jeweils einer Überprüfung kei-
ne Fragen zur Deutung von Laborwerten 
beziehungsweise zur Gesetzeskunde ge-
stellt wurden, wurde in allen acht Über-
prüfungen nur eine einzige Frage zur Hy-
giene (Desinfektion/Sterilisation) gestellt. 
Insgesamt wurden in jedem Fach im Mit-
tel 73±13% der Fragen korrekt beantwortet. 
Dabei wurden Fragen zu Symptomen, zur 
Psychiatrie, Gesetzeskunde und Notfallver-
sorgung tendenziell besser (≥75%), Fragen 
zur Deutung von Laborwerten tendenzi-
ell schlechter (67%) beantwortet. Eine si-
gnifikant positive Assoziation mit höherer 
Schulbildung wurde nur bei den Themen 
„Krankheiten“, „Symptome“ und „Unter-
suchungsmethoden“ gesehen. Signifikante 
Assoziationen mit Blick auf die Bestehen-
squote zeigten sich auch zwischen der Be-
rufsausbildung und den Themenbereichen 
„Gesetzeskunde“ und „Deutung von La-
borwerten“ sowie zwischen der Vorberei-
tungsart zur Prüfung (autodidaktisch, Kur-
se, Heilpraktikerschule) und den Themen-
bereichen „Krankheiten“, „Symptome“ und 
„Psychiatrie“; allerdings zeigten sich keine 
eindeutigen Trends (. Tab. 3).

Insgesamt hatten 109 Praxen angege-
ben, invasive Methoden durchzuführen, 
darunter am häufigsten Akupunktur/In-
jektionen (95%), Infusionen, Eigenblut-
therapie und unblutiges Schröpfen (je-
weils zirka ein Drittel). Ozontherapie 
oder Baunscheidtieren wurde in 14% be-
ziehungsweise 16% der Praxen vorgenom-
men, Kolon-Hydrotherapien nur in sechs 
Praxen in Frankfurt. Die wesentlichen 
Ergebnisse der Begehungen von inva-
siv tätigen Heilpraktiker(praxe)n (Frank-
furt 2003: 76, 2004–2007: 8; Groß-Gerau 
2007: 25) sind in . Tab. 4 zusammenge-
fasst. Nur in einem Drittel der Praxen wa-
ren die nach der Berufsgenossenschafts-
Regel 250 (BGR) vorgeschriebenen Mög-
lichkeiten zur Händehygiene korrekt vor-
gehalten. Die häufigsten Fehler betra-
fen das Fehlen von Einweghandtüchern/
Handtuchspendern respektive das Um-
füllen des Händedesinfektionsmittels. 
Geeignete, gelistete Hautdesinfektions-
mittel waren in 92% der Praxen vorrätig, 
während nur 87% der Praxen über gelis-
tete Flächendesinfektionsmittel verfügten. 
Nur 58% der Praxen führten eine Flächen-
desinfektion im Scheuer/Wischverfahren 

durch. Mehr als 80% der Praxen verfügten 
über geeignete Einwegauflagen für die 
Untersuchungsliegen beziehungsweise la-
gerten ihre Medizinprodukte sachgerecht. 
Eine sichere Kanülenentsorgung konnten 
97% der Praxen nachweisen.

Bei der Erstbegehung der Frankfur-
ter Heilpraktikerpraxen war noch in 20 
der 76 Praxen eine Instrumentensterilisa-
tion vorgenommen worden, teilweise feh-
lerhaft und ausschließlich mit Heißluftste-
rilisatoren. In Groß-Gerau wurden in vier 
Praxen Heißluftsterilisatoren eingesetzt. In 
Frankfurt wurden in den seit 2005 began-
genen Praxen keine kritischen Medizinpro-
dukte eingesetzt, beziehungsweise sie wur-
den als Einmalmaterialien angewandt.

Diskussion

Definition Alternativmedizin 
sowie Inanspruchnahme und 
Anwendung alternativer Methoden
Alternative Behandlungsformen erfreu-
en sich in der Bevölkerung offenbar zu-
nehmender Beliebtheit. In Europa, den 
USA und Australien variieren die Anga-
ben von Patienten zur Nutzung der Alter-
nativ-/Komplementärmedizin zwischen 
10% und 49% [4, 44, 45, 46]. In Deutsch-
land haben Umfragen des Instituts für De-
moskopie in Allensbach, die seit 1970 mit 
einer einheitlichen Fragestellung durch-
geführt werden, gezeigt, dass die Nut-
zung von und die Erfahrungen mit natur-
heilkundlichen Methoden in der erwach-
senen Bevölkerung in den letzten Jahr-
zehnten deutlich zugenommen haben: 
73% aller Deutschen über 16 Jahre berich-
teten 2002 über Erfahrungen mit der Na-
turheilkunde, im Jahre 1970 lag diese Zahl 
noch bei 52% ([47] zitiert nach [48]).

Im repräsentativen Bundes-Gesund-
heitssurvey 1998 hatten 2,8% der 7124 er-
wachsenen Teilnehmer angegeben, in den 
letzten zwölf Monaten vor dem Interview 
einen Arzt für Naturheilkunde oder ei-
nen Arzt für Homöopathie konsultiert zu 
haben, und 3,6% hatten in dieser Zeit ei-
nen Heilpraktiker aufgesucht [48]. In dem 
von 2003 bis 2006 in Deutschland durch-
geführten, repräsentativen Kindergesund-
heitssurvey (KiGGs) wird berichtet, dass 
4,6% der teilnehmenden Kinder in der 
Woche vor der Untersuchung homöopa-
thische Mittel eingenommen hatten, zu-
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meist für die Behandlung selbst limitie-
render Erkrankungen; die Hälfte dieser 
Kinder hatte diese Mittel von Heilprak-
tikern erhalten; 60% der Kinder erhiel-
ten dieses Mittel zusätzlich zur konventi-
onellen Medizin. Homöopathisch behan-
delte Kinder wohnten eher im Westen und 
Süden Deutschlands, kamen aus Familien 
mit höherem sozioökonomischem Status, 
und ihre Mütter hatten häufig einen aka-
demischen Bildungsabschluss [49].

Unter „alternative Verfahren“ werden 
zahlreiche sehr verschiedene Diagnose- 
und Therapieformen zusammengefasst, 
unter anderem die Phytotherapie, Aku-
punktur, Homöopathie, Balneologie, aber 
auch Irisdiagnostik [48, 50]. Die alternati-
ve Medizin wird – gerade auch wegen der 
sehr unterschiedlichen Methoden – in der 
Regel eher durch das definiert, was sie 
nicht ist. Definitionsbeispiele sind: „Dia-
gnose und Therapieformen, die außerhalb 
oder am Rand der „Schulmedizin“ bezie-
hungsweise der wissenschaftlichen Medi-
zin angesiedelt sind“ [48]. In einem Be-
richt der EU-Kommission werden „un-
konventionelle Methoden“ als heterogene 
Verfahren beschrieben, deren gemein-
sames Merkmal lediglich der „Ausschluss 
aus der konventionellen, etablierten, wis-
senschaftlichen Medizin“ und die „spär-
liche Repräsentanz in der universitären 
Lehre und Forschung“ ist (zitiert nach 
[48]). Insbesondere im angelsächsischen 
Sprachraum wird die Alternativmedizin 
auch Komplementärmedizin genannt, 
definiert als „Diagnose, Behandlung und/
oder Prävention, die die Schulmedizin er-
gänzt und ein Bedürfnis/einen Bedarf be-
dient, der durch die Schulmedizin nicht 
zufriedengestellt wird und die die Kon-
zepte der Schulmedizin erweitert (diver-
sify)“ [50].

Auch wenn alternative Methoden zu-
meist als Gegenpol zur „Schulmedizin“ 
wahrgenommen werden, ist doch zu be-
tonen, dass die Schulmedizin sogenann-
te „alternative Methoden“ wie Wasser-, 
Wärmebehandlungen, Behandlungen mit 
Pflanzenextrakten et cetera seit jeher ge-
nutzt hat und nutzt. In einer Umfrage bei 
3000 praktischen Ärzten und Allgemein-
medizinern in Deutschland im Frühjahr 
2007 gaben 60% der Teilnehmer an, so-
genannte alternative Methoden in ihrer 
Praxis einzusetzen. Am häufigsten wurde 

genannt: Neuraltherapie, Phytotherapie, 
Akupunktur und Chirotherapie [51].

In den letzten zehn bis 15 Jahren haben 
in Deutschland viele Ärzte über eine gere-
gelte und standardisierte Fort- und Wei-
terbildung Zusatztitel „im Umfeld“ der 
alternativen Medizin erworben: Im Jahre 
2008 besaßen 16.905 Ärzte die Zusatzqua-
lifikation „Manuelle Verfahren/Chirothe-
rapie“, 13.425 Ärzte die Zusatzqualifikati-
on „Naturheilverfahren“, 10.626 Ärzte die 
Zusatzqualifikation „Akupunktur“, und 
jeweils mehr als 5000 Ärzte hatten den 
Zusatztitel „Homöopathie“ oder „Physi-
kalische Therapie“ [1].

In Deutschland werden die genann-
ten alternativen Methoden – und auch 
viele andere – sehr häufig von Heilprakti-
kern angewandt. Die Ausübung der Heil-
kunde durch Heilpraktiker ist ein im We-
sentlichen deutsches Phänomen; nur in 
wenigen anderen Ländern – wie in Eng-
land und Kanada und in einigen Kanto-
nen der Schweiz – ist eine nichtärztliche 

Heilbehandlung möglich. Bis heute ist in 
Deutschland die Erlaubnis zur Ausübung 
der Heilkunde als Heilpraktiker nicht an 
eine geregelte Ausbildung und Prüfung 
oder eine unter Anleitung erworbene 
praktische Erfahrung gebunden (siehe 
Kapitel „Entwicklung der Heilkunde und 
des Heilpraktikerwesens“).

Mit der Erlaubnis erwirbt der Heilprak-
tiker die Genehmigung zur Ausübung der 
gesamten Heilkunde – mit (historisch be-
dingter) Ausnahme des Impfens, der Ge-
burts- und Zahnheilkunde, des Verabrei-
chens verschreibungspflichtiger Medika-
mente oder von Betäubungsmitteln. Diese 
gesetzliche Unbegrenztheit der Erlaubnis 
wurde allerdings durch höchstrichterliche 
Rechtsprechung präzisiert beziehungswei-
se eingeschränkt: Demnach müssen Heil-
praktiker die Voraussetzungen für eine 
fachgemäße Behandlung kennen und be-
achten. Solange kein ausreichendes medi-
zinisches Fachwissen und Können erwor-
ben wurde, dürfen keine Methoden an-

Tab. 5  Ergebnisse von Heilpraktikerüberprüfungen zwischen 1983 und 2008 (Auswahl)

Region Jahr Überprüft (n) Bestanden (%)

Norddeutschland [39] 1983 416 44,8

1984 412 39,8

1985 434 43,3

Darunter Ffm 1983 48 20,8

1984 60 31,7

1985 68 54,4

1983–1985 1262 42,6

Märkischer Kreis [54] 1980–1986 44 40,9

RP Detmold [53] 1980–83 83 36,1

1984–87 172 41,3

1988–1991 175 35,4

1980–1991 439 37,9

Köln [55] 1988–1991 137 52

Frankfurt/M [56] 2001 51 49,0

2002 54 50,0

2003 53 69,8

2001–2003 158 56,3

Bayern [57] 2004 1919 39,0

2005 2006 37,3

2006 2115 37,5

2007 2068 37,9

2008 2144 36,2

2004–2008 10.252 37,6

Ffm und GG diese Studie 2004 74 48,6

2005 93 39,8

2006 89 64,0

2007 89 37,1

2004–2007 345 47,2
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gewendet werden, deren Indikationsstel-
lungen oder Risiken eine medizinisch-
wissenschaftliche Ausbildung erfordern. 
„Darüber hinaus ist er (der Heilpraktiker) 
selbstverständlich verpflichtet, sich über 
die Fortschritte der Heilkunde und auch 
anderweitig gewonnene Erkenntnisse von 
Nutzen und Risiken der von ihm ange-
wendeten Heilverfahren zu informieren“ 
(Grundsatzurteil Bundesgerichtshof vom 
29.1.1991, BGH VI zR 206/90).

In den letzten Jahren wird in der Recht-
sprechung ein weiteres Abgehen von der 
umfassenden Heilpraktikererlaubnis be-
obachtet. So hat beispielsweise das Bun-
desverwaltungsgericht im Sommer 2009 
festgestellt, dass auch Physiotherapeuten 
eine auf den Bereich Physiotherapie einge-
schränkte Heilpraktikererlaubnis erhalten 
sollen – nach einer eingeschränkten Kennt-
nisüberprüfung (BVwerG 3 C 19.08 – Urteil 
vom 26. August 2009). Das Verwaltungs-
gericht Frankfurt am Main verurteilte im 
Sommer 2009 die Behörden, zwei Chiro-
praktikern die Heilpraktikererlaubnis be-
grenzt auf das Gebiet der Chiropraktik zu 
erteilen, ohne jegliche Überprüfung durch 
den Amtsarzt (12K31.08.F).

Überprüfungen der Heil-
praktikeranwärter durch 
das Gesundheitsamt
Die einzige fachliche Hürde bei der Erlaub-
niserteilung ist die Überprüfung durch die 
Gesundheitsämter. Diese ist zudem keine 
allgemeine Fachprüfung, sondern negativ 
definiert: „Die Erlaubnis wird nicht erteilt, 
… wenn sich aus einer Überprüfung der 
Kenntnisse und Fähigkeiten des Antrag-
stellers durch das Gesundheitsamt ergibt, 
dass sich durch die Ausübung der Heilkun-
de durch den Betreffenden eine Gefahr für 
die Volksgesundheit ergeben würde“ [10].

Eine ältere Erhebung zur Überprüfung-
spraxis in der Region Norddeutschland (ei-
nige Bezirke in Schleswig-Holstein, Berlin, 
Niedersachsen sowie in Hessen, einschließ-
lich Frankfurt am Main) von 1983 bis 1985 
zeigte bei über 1200 erfassten Überprü-
fungen große Unterschiede [30]. Während 
in Berlin, Hamburg, Bremen und dem Be-
zirk Hannover ausschließlich mündliche 
Überprüfungen durchgeführt wurden, hat-
te in Schleswig-Holstein und Hessen offen-
bar jedes Gesundheitsamt seine eigenen 
Vorstellungen entwickelt. Die Bestehens-

quote wurde mit insgesamt 40% angege-
ben, mit weiten Spannweiten. Die Autoren 
konnten anhand der Erhebung nicht ent-
scheiden, ob die Überprüfungspraxis der 
Ämter eher streng war oder ob die medi-
zinischen Kenntnisse bei einem Großteil 
der Bewerber „auch für eine fachlich be-
scheidene Überprüfung zu gering“ waren. 
In Bayern wurde, nachdem eine erhebliche 
Zunahme an Anträgen (1970–1975 durch-
schnittlich 10/Jahr; 1978–1985 durchschnitt-
lich 100/Jahr, 1985: 146) zu beobachten ge-
wesen war, das Überprüfungsverfahren 
Mitte der 1980er-Jahre weitgehend verein-
heitlicht: Es wurden schriftliche Überprü-
fungen mit definierten Themenkatalogen, 
gefolgt von mündlichen Überprüfungen, 
durchgeführt [31]. Basierend auf den Leitli-
nien von 1992 [52] werden seit einigen Jah-
ren in allen Bundesländern einheitliche 
Überprüfungen vorgenommen; die Fragen 
werden aus einem Fragenpool vom Land-
ratsamt Ansbach zur Verfügung gestellt.

Bei Betrachtung der wenigen Publika-
tionen, Amtsarztarbeiten und Dissertati-
onen zu diesem Thema zeigt sich, dass die 
Bestehensquoten in den letzten 30 Jahren 
weitgehend gleichgeblieben sind: Im Mittel 
bestehen insgesamt 38–56% der Heilprakti-
keranwärter die Tests [30, 53, 54, 55, 56, 57] – 
und dies, obwohl die Überprüfungsverfah-
ren erst in den letzten Jahren standardisiert 
durchgeführt wurden (. Tab. 5).

Lediglich die hier vorgestellten Über-
prüfungen in Frankfurt und Groß-Gerau 
sowie die Überprüfungen in Bayern wur-
den bereits mit dem standardisierten Ver-
fahren durchgeführt. Obwohl in Bayern 
und der Rhein-Main-Region dieselben 
Fragen gestellt wurden, bestanden in Bay-
ern über die letzten Jahre 37%, in Frank-
furt 47% der Anwärter die Überprüfung. 
Ob diese Diskrepanz auf unterschiedliche 
Kenntnisse bei den Heilpraktikern zurück-
geführt werden kann oder ob die münd-
lichen Überprüfungen unterschiedlich 
streng durchgeführt werden, kann anhand 
der Daten nicht entschieden werden.

Nur in zwei weiteren Arbeiten wur-
den Hintergrunddaten zu den überprüf-
ten Heilpraktikeranwärtern vorgelegt. Von 
44 zwischen 1980 und 1986 im Märkischen 
Kreis überprüften Anwärtern hatten 45,5% 
einen Hauptschulabschluss (eines der Min-
destkriterien zur Zulassung) und 40,9% 
Abitur [54]. In unserer Untersuchung ver-

fügten nur 10,8% der Anwärter über einen 
Hauptschulabschluss, aber 63% über ein 
Abitur. Eine abgeschlossene Berufsausbil-
dung konnten 1980–1986 73%, in den Jah-
ren 2004–2007 99% der Anwärter nachwei-
sen. Eine Heilpraktikerschule hatten 56,8% 
der in den 1980er-Jahren im Märkischen 
Kreis Überprüften besucht, 6,8% hatten 
sich in Wochenendkursen vorbereitet [54]. 
Unter den Heilpraktikeranwärtern aus den 
letzten Jahren in Frankfurt und Groß-Ge-
rau hatten nur 43,9% eine ein- oder mehr-
jährige Heilpraktikerschule besucht, hin-
gegen wurden Wochenendkurse viel häu-
figer wahrgenommen (33%). Die Aus-
wertung von 137 Heilpraktikerüberprü-
fungen aus den Jahren 1988–1991 in Köln 
zeigte, dass 47,7% der Überprüften jünger 
als 35 Jahre und 24,3% älter als 45 Jahre wa-
ren [55]. Bei den in den letzten Jahren in 
der Rhein-Main-Region Überprüften wa-
ren demgegenüber nur 26,8% unter 35 Jah-
re alt, aber ein Drittel über 45 Jahre. In bei-
den Untersuchungen überwogen die Frau-
en deutlich (1988–1991: 61%, 2004–2007: 
77%). Das heißt, im Vergleich mit früheren 
Jahren sind die Heilpraktikeranwärter heu-
te älter als früher, haben eine bessere Schul- 
und Berufsausbildung und bereiten sich 
häufiger berufsbegleitend auf die Über-
prüfungen vor. Der Anteil der erfolgreich 
bestandenen Überprüfungen hat sich aber 
über die Jahre kaum verändert, im Mittel 
bestehen die Hälfte bis zwei Drittel der An-
wärter die Überprüfungen nicht.

Infektionshygienische 
Überwachung durch die 
Gesundheitsämter
Die weitaus meisten Heilpraktiker wenden 
nichtinvasive Methoden an, wie zum Bei-
spiel Gesprächstherapien, Bachblütenthe-
rapie, Phytotherapie, Homöopathie. Nur 
Heilpraktiker, die invasive Methoden an-
wenden, unterliegen – ebenso wie Ärzte – 
der infektionshygienischen Überwachung 
durch die Gesundheitsämter [3]. Die am 
häufigsten angewandten invasiven Me-
thoden in Heilpraktikerpraxen sind Aku-
punktur, Injektionen und Infusionen, in 
der Regel mit Einmalmaterialien. Nur bei 
wenigen Verfahren, zum Beispiel bei der 
Oxygenierungstherapie, werden Aufbe-
reitungsverfahren erforderlich.

Die hier vorgestellten Ergebnisse der 
Überprüfungen der Heilpraktikerpraxen – 
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ein Teil davon war bereits publiziert [58] – 
zeigen einen deutlichen Verbesserungsbe-
darf, insbesondere hinsichtlich der Hände-
hygiene und Medizinprodukteaufbereitung. 
In der Gesamtwertung unterscheiden sie 
sich nicht wesentlich von den Erhebungen 
in Arztpraxen, die vergleichbare Methoden 
anwenden [59, 60]. Nach unserer Kennt-
nis werden solche infektionshygienischen 
Überwachungen von Arzt- und Heilprak-
tiker-Praxen von den Gesundheitsämtern 
aber nur sehr selten durchgeführt.

Fazit

Somit bleibt festzuhalten: Abgesehen 
von der Möglichkeit zur infektionshygieni-
schen Überwachung von Heilpraktikern, 
die invasive Methoden anwenden, ist die 
einzige gesetzlich festgelegte und ge-
forderte externe Qualitätssicherung bei 
Heilpraktikern die Überprüfung der An-
wärter durch die Gesundheitsämter. Die-
se Überprüfung hat das Ziel, Gefahren für 
die Volksgesundheit abzuwehren. Es muss 
bezweifelt werden, dass eine solche kur-
ze Überprüfung vor Beginn der Tätigkeit 
ausreicht, um dieses Ziel zu erreichen. Zu-
mal für die Zeit der Berufsausübung eine 
Pflichtmitgliedschaft in einer Kammer mit 
Pflichtfortbildungen und Berufsordnung 
für Heilpraktiker explizit nicht besteht. 
Den Gesundheitsämtern wird somit eine 
gesetzliche Aufgabe zugewiesen, die sie 
im Grunde genommen überhaupt nicht 
erfüllen können.
Es wird nicht bestritten, dass sich viele 
Heilpraktiker der freiwilligen Berufsord-
nung für Heilpraktiker unterwerfen und 
gewissenhaft und unter Beachtung ihrer 
fachlichen Grenzen zum Wohle ihrer Pati-
enten arbeiten. Dennoch: Es liegen zahl-
reiche Berichte über Behandlungsfehler 
von Heilpraktikern, zum Teil mit Todesfol-
ge, vor, und dies nicht nur infolge der An-
wendung invasiver Verfahren. Zu nen-
nen sind hier zum Beispiel Stichverlet-
zungen von Arterien und peripheren Ner-
ven, des Rückenmarks, Herzbeuteltam-
ponade, Pneumothorax et cetera durch 
fehlerhaftes Setzen von Akupunkturna-
deln oder Sepsis durch unsaubere Injek-
tionen [61, 62, 63]. Das viel größere Risi-
ko besteht darin, dass infolge ungeeig-
neter, nicht valider Diagnoseverfahren Er-
krankungen nicht erkannt und/oder un-

geeignete Therapieverfahren angewandt 
und den Patienten damit wirksame „schul-
medizinische“ Behandlungen vorenthal-
ten werden. Es kann also zu Körperverlet-
zungen und Todesfällen als Folge eines 
Handelns durch Unterlassen kommen [62, 
64]. Darüber hinaus konnte kürzlich ge-
zeigt werden, dass Kinder von Eltern, de-
ren Impfentscheidung von einem Heil-
praktiker beeinflusst wurde, eine erheb-
lich geringere Chance hatten, früh-/recht-
zeitig gegen Masern geimpft zu sein [65]
Insofern sind die Argumente, die The-
rapieverfahren der Heilpraktiker seien 
sanfter, sicherer, nebenwirkungsärmer 
und kostengünstiger als die Schulmedizin 
nicht belegt; auch eine noch so „sichere“ 
Methode bringt Schaden und ist nicht 
kostengünstig, wenn sie bei nicht ange-
messenen Diagnosen und damit falsch 
angewandt wird [66].
In der Europäischen Union bestehen der-
zeit große Unterschiede hinsichtlich der 
Regelungen über nichtärztliche Heiler: 
In Irland, England und Wales herrscht ab-
solute Kurierfreiheit, in Deutschland gibt 
es einen Erlaubnisvorbehalt mit behördli-
cher Genehmigung nach Überprüfung, 
aber ohne eine geregelte Aus- und Fort-
bildung, in Dänemark und Schweden ist 
die Ausübung der Heilkunde durch Laien 
unter gewissen Beschränkungen zugelas-
sen, in der Schweiz haben die einzelnen 
Kantone sehr unterschiedliche Regelun-
gen, die von einem totalen Verbot über ei-
ne Anzeigeregelung bis hin zur Anerken-
nung nach einer Prüfung reichen, in Ös-
terreich ist die Heilkunde ausschließlich 
approbierten Ärzten vorbehalten [4, 67]. 
Bestrebungen mit dem Ziel der weitge-
henden Gleichstellung nichtärztlicher Be-
handler in Europa konnten sich 1995 nicht 
durchsetzen; ein entsprechender Antrag 
wurde in den Appell umfunktioniert, den 
Bereich der Komplementärmedizin besser 
zu erforschen [68, 69]. Dies geschieht in 
den letzten Jahren zunehmend, und nach-
weislich wirksame Verfahren werden zu-
nehmend von Ärzten eingesetzt – nach ei-
ner entsprechend geregelten und geprüf-
ten Fort- und Weiterbildung.
Ernst, der sich seit vielen Jahren mit der 
deutschen Heilpraktiker- und der Non-
Medically-Trained-Practitioners- (NMTP-
)Thematik in England befasst, stellt nicht 
nur deren Qualifikation und Kompetenz 

infrage. Er fordert: Wenn ein solcher Be-
handler die Verantwortung für Patienten 
übernimmt, muss er nachweisbar Kompe-
tenz besitzen. Vor diesem Hintergrund hat 
die British National Association of Health 
Authorities and Trusts (NAHAT) Patienten 
empfohlen, nur solche NMTP aufzusu-
chen, die Mitglied in professionellen Be-
rufsverbänden mit einem verpflichtenden 
Kodex zum Verhalten, zur Ethik und Dis-
ziplin sind und eine angemessene Ausbil-
dung und Erfahrung haben. Worth ([70] 
zitiert nach [66]) betont die Bedeutung ei-
ner Kontrolle der Kompetenzen nichtme-
dizinischer Therapeuten und Heilprakti-
ker. Er sieht zwei Gefahren: Eine Kurier-
freiheit oder ein Erlaubnisvorbehalt ohne 
Verpflichtung zur Aus-, Fort- und Weiter-
bildung setzt Patienten unnötigen Gefah-
ren aus, ein völliges Verbot würde aber die 
alternative Medizin bedrohen, die von vie-
len Menschen genutzt wird. „The best way 
forward, it seems, is to keep an open, yet 
critical, mind and to research the area sys-
tematically“ [4].
Letztendlich wird dieser Weg bereits in 
Deutschland [71] – und in anderen Län-
dern, insbesondere in der Schweiz – be-
schritten. Hier werden die sogenann-
ten alternativen Verfahren intensiver als 
früher erforscht. Bei Nachweis ihrer klini-
schen Wirksamkeit finden sie auch Ein-
gang in die Schulmedizin, unter anderem 
in die oben dargelegten geregelten Zu-
satzqualifikationen [48]. Auch in Kanada 
– mit einer ähnlich hohen Nutzung kom-
plementärer alternativer Methoden und 
unterschiedlichen Regelungen bezüg-
lich nichtmedizinischer Heilberufe in den 
einzelnen Provinzen – gehen Fachgrup-
pen den Fragen nach, wie 1. die nichtärztli-
chen Professionen und Naturheilverfah-
ren gesetzlich geregelt werden sollen, 2. 
sichere und wirksame CAM Eingang in die 
Schulmedizin finden können 3. die Bevöl-
kerung vor möglichen unerwünschten In-
teraktionen zwischen CAM und konven-
tioneller Medizin geschützt werden kann 
[72].
Der Öffentliche Gesundheitsdienst soll-
te angesichts der Tatsache, dass die der-
zeitigen gesetzlich geregelten Überprü-
fungen keinen ausreichenden Schutz 
für die Bevölkerung bieten können, die-
se Diskussion auch in Deutschland vor-
antreiben.
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